
Was werden Sie konkret tun, um die 
rechtsterroristischen und   antisemitischen 

Taten der vergangenen Jahre (NSU, NSU 2.0, 
Halle, Hanau)   lückenlos aufzuklären, in 

Zukunft zu verhindern und wie garantieren Sie 
die   vollständige und nachhaltige Umsetzung 

der Empfehlungen der   NSU-​
Untersuchungsunterschüsse?

Den Großteil der in die Zuständigkeit des Bundes fallenden   Empfehlungen der NSU-​
Untersuchungsausschüsse haben wir bereits umgesetzt. Der   umfassende Reformprozess 
bei Polizei, Verfassungsschutz und Justiz im Bund   muss weiter konsequent fortgesetzt 
werden. Sehr bedauerlich ist jedoch, dass   die Empfehlung zur Schaffung einer gesetzlichen 
Grundlage zur Verstetigung   der Förderung zivilgesellschaftlicher Initiativen und Projekte im 
Bereich der   Demokratieförderung und Extremismusbekämpfung noch nicht verwirklicht 
werden   konnte. Wir haben uns in dieser Legislaturperiode sehr für ein   
Demokratiefördergesetz – ohne Extremismusklausel – eingesetzt und werden dies   auch in 
der nächsten Legislaturperiode tun.
     Mit dem neuen Waffenrecht haben wir mit der Entwaffnung von Extremisten und   
Demokratiefeinden begonnen. Das werden wir konsequent fortführen.
     Rechtsextremismus in Sicherheitsbehörden oder auch bei der Bundeswehr   bekämpfen 
wir konsequent.

Finden Sie, neben der durch das Bundesministerium 
des Innern, für Bau und Heimat beauftragten Studie 
zum Polizeialltag sollte auch   möglicher struktureller 

Rassismus in den Polizeibehörden und der -​
ausbildung   untersucht werden?
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Frage 2

Die Bekämpfung rechtsextremistischer Strukturen – auch innerhalb   der Sicherheitsbehörden – 
muss endlich Priorität für alle Sicherheitsorgane   haben. Rechte Gewalt und Hass wollen wir 
GRÜNE mit allen rechtsstaatlichen   Mitteln bekämpfen. Der Verfassungsschutz hat jahrelang 

überzeugte   Rechtsextreme als V-​Leute staatlich finanziert. Damit wurde die Szene mehr   
gefördert als geschwächt. Wir fordern deshalb einen strukturellen Neustart   beim 

Verfassungsschutz. Auch wollen wir die parlamentarische Kontrolle von Polizei   und 
Geheimdiensten endlich verstärken. Die Analysefähigkeit der   Sicherheitsbehörden im Bereich 

Rechtsextremismus muss dringend erhöht werden.   Dafür brauchen wir auch unabhängige 
wissenschaftliche Studien über   verfassungsfeindliche Tendenzen in Sicherheitsbehörden. Wir 

stehen für eine   konsequente Umsetzung der Empfehlungen der NSU-​Untersuchungsausschüsse 
und   verfolgen das Thema mit Vehemenz auf allen Ebenen und in allen politischen   Gremien 

weiter. Hier muss die Politik endlich liefern.

Wir Freie Demokraten erkennen die Bekämpfung von   Rechtsextremismus und Rassismus als besondere 
Herausforderung an. Eine   konsequente parlamentarische Aufarbeitung der rechtsterroristischen Anschläge   in Kassel, 
Halle und Hanau, des NSU-​Komplexes sowie weiterer   rechtsextremistischen Vorfälle ist uns ein wichtiges Anliegen. Die 
Umsetzung   der Handlungsempfehlungen der NSU-​Untersuchungsausschüsse, an denen die   Freien Demokraten 
beteiligt waren, und die interfraktionell beschlossen   wurden, werden wir, wie auch in der zurückliegenden Wahlperiode 
(vgl. BT-​Drs   19/13659), mit parlamentarischen Anfragen und Initiativen und im dafür   zuständigen Innenausschuss des 
Bundestages voranbringen. 
     Für uns als Freie Demokraten ist klar: Rechtsextreme Vereinigungen müssen   konsequent verboten werden. Die 
Beobachtung rechtsextremer Gefährderinnen und   Gefährder muss zügig intensiviert werden. Die Sicherheitsbehörden 
müssen sich   besser um den Schutz besonders gefährdeter Gruppen und ihrer Einrichtungen   kümmern und auf deren 
Sicherheitsbedenken eingehen. Für Menschen mit   gefährlichen rechtsextremen Einstellungen ist im öffentlichen Dienst 
kein   Platz.

Wir werden die parlamentarische Aufklärung zum Rechtsterror im   Bundestag 
vorantreiben, Druck machen für die Freigabe der Akten der   Geheimdienste u.a. zum 
Oktoberfest-​Attentat und zum NSU-​Komplex und   unabhängige Recherche weiterhin nach 
Kräften unterstützen. So wie in der   Vergangenheit werden wir diese Anschläge immer 
wieder zum Thema   parlamentarischer Anfragen und der Beratungen im Innenausschuss 
des   Bundestages machen, um so den öffentlichen Druck auf die Ermittlungsbehörden   
aufrecht zu erhalten. DIE LINKE hat im Bundestag ein Große Anfrage zur   Umsetzung der 
Beschlüsse der NSU-​Untersuchungsausschüsse gestellt und wir   werden in der nächsten 
Wahlperiode eine Evaluation aller Maßnahmen, die sich   aus den Empfehlungen der PUAs 
ergeben haben, fordern. Verbesserung der   Analyse der Strukturen der Naziszene durch 
unabhängige Beobachtung, die   konsequente strafrechtliche Verfolgung von straffälligen 
Nazis und die   Entwaffnung der Szene sind für uns zentrale Punkte bei der Verhinderung   
weiterer Taten. Wir fordern, dass eine Enquetekommission eingesetzt wird, die   den 
Bundestag zu der Umsetzung der Forderungen aus dem NSU-​Ausschuss sowie   dem UN-​
Antirassismus-​Ausschuss (ICERD) berät.

Wie und mit welchen Maßnahmen 
wollen Sie Mutter- bzw. 

Herkunftssprachen jenseits der 
deutschen Sprache von 

Kindertageseinrichtungen   bis hin zu 
Schulen stärken?

Bei Mehrsprachigkeit ist es ausschlaggebend, die Familiensprache   des Kindes in den 
Sprachlernprozess in unseren Bildungseinrichtungen   einzubeziehen und auch den Erwerb 
der Schriftsprache der Familiensprache zu   fördern. Das Beherrschen der
     Muttersprache ist für den Erwerb der Zweitsprache Deutsch eine wichtige   Brücke. Die 
vorhandene Mehrsprachigkeit ist ein großes Potenzial, das es zu   nutzen gilt. 
Mehrsprachige Angebote unterstützen Menschen bei der Bildung   ihrer Identität.
     Wir setzen uns im Schulbereich für gute Ganztagsschulen ein, die   erstklassig 
ausgestattet viel Zeit zum gemeinsamen Lernen bieten. Wir wollen   dabei grundsätzlich 
eine Individualisierung der Lehr- und Lernprozesse an   Schulen vorantreiben, damit 
Schüler:innen bestmöglich gefördert werden. Die   jeweilige Förderung der Mutter- bzw. 
Herkunftssprachen obliegt der   Zuständigkeit der Länder. Wir leben in einem 
Einwanderungsland und betrachten   die Vielfalt der Gesellschaft als Chance. Wir wollen 
Lehrerinnen und Lehrern   Fortbildungen ermöglichen, die sie stärker befähigen, in 
heterogenen Klassen   den Lernerfolg der Kinder und Jugendlichen zu befördern. 
Gleichzeitig wollen   wir mehr Lehrerinnen und Lehrer mit Migrationsgeschichte für unsere 
Schulen   gewinnen.

Die Bekämpfung rechtsextremistischer Strukturen – auch innerhalb   der 
Sicherheitsbehörden – muss endlich Priorität für alle Sicherheitsorgane   haben. Rechte 
Gewalt und Hass wollen wir GRÜNE mit allen rechtsstaatlichen   Mitteln bekämpfen. Der 
Verfassungsschutz hat jahrelang überzeugte   Rechtsextreme als V-​Leute staatlich finanziert. 
Damit wurde die Szene mehr   gefördert als geschwächt. Wir fordern deshalb einen 
strukturellen Neustart   beim Verfassungsschutz. Auch wollen wir die parlamentarische 
Kontrolle von Polizei   und Geheimdiensten endlich verstärken. Die Analysefähigkeit der   
Sicherheitsbehörden im Bereich Rechtsextremismus muss dringend erhöht werden.   Dafür 
brauchen wir auch unabhängige wissenschaftliche Studien über   verfassungsfeindliche 
Tendenzen in Sicherheitsbehörden. Wir stehen für eine   konsequente Umsetzung der 
Empfehlungen der NSU-​Untersuchungsausschüsse und   verfolgen das Thema mit 
Vehemenz auf allen Ebenen und in allen politischen   Gremien weiter. Hier muss die Politik 
endlich liefern.

Wir Freie Demokraten erkennen die Bekämpfung von   Rechtsextremismus und Rassismus 
als besondere Herausforderung an. Eine   konsequente parlamentarische Aufarbeitung der 
rechtsterroristischen Anschläge   in Kassel, Halle und Hanau, des NSU-​Komplexes sowie 
weiterer   rechtsextremistischen Vorfälle ist uns ein wichtiges Anliegen. Die Umsetzung   der 
Handlungsempfehlungen der NSU-​Untersuchungsausschüsse, an denen die   Freien 
Demokraten beteiligt waren, und die interfraktionell beschlossen   wurden, werden wir, wie 
auch in der zurückliegenden Wahlperiode (vgl. BT-​Drs   19/13659), mit parlamentarischen 
Anfragen und Initiativen und im dafür   zuständigen Innenausschuss des Bundestages 
voranbringen.
     Für uns als Freie Demokraten ist klar: Rechtsextreme Vereinigungen müssen   
konsequent verboten werden. Die Beobachtung rechtsextremer Gefährderinnen und   
Gefährder muss zügig intensiviert werden. Die Sicherheitsbehörden müssen sich   besser 
um den Schutz besonders gefährdeter Gruppen und ihrer Einrichtungen   kümmern und 
auf deren Sicherheitsbedenken eingehen. Für Menschen mit   gefährlichen rechtsextremen 
Einstellungen ist im öffentlichen Dienst kein   Platz.

Wir werden die parlamentarische Aufklärung zum Rechtsterror im   Bundestag 
vorantreiben, Druck machen für die Freigabe der Akten der   Geheimdienste u.a. zum 
Oktoberfest-​Attentat und zum NSU-​Komplex und   unabhängige Recherche weiterhin nach 
Kräften unterstützen. So wie in der   Vergangenheit werden wir diese Anschläge immer 
wieder zum Thema   parlamentarischer Anfragen und der Beratungen im Innenausschuss 
des   Bundestages machen, um so den öffentlichen Druck auf die Ermittlungsbehörden   
aufrecht zu erhalten. DIE LINKE hat im Bundestag ein Große Anfrage zur   Umsetzung der 
Beschlüsse der NSU-​Untersuchungsausschüsse gestellt und wir   werden in der nächsten 
Wahlperiode eine Evaluation aller Maßnahmen, die sich   aus den Empfehlungen der PUAs 
ergeben haben, fordern. Verbesserung der   Analyse der Strukturen der Naziszene durch 
unabhängige Beobachtung, die   konsequente strafrechtliche Verfolgung von straffälligen 
Nazis und die   Entwaffnung der Szene sind für uns zentrale Punkte bei der Verhinderung   
weiterer Taten. Wir fordern, dass eine Enquetekommission eingesetzt wird, die   den 
Bundestag zu der Umsetzung der Forderungen aus dem NSU-​Ausschuss sowie   dem UN-​
Antirassismus-​Ausschuss (ICERD) berät.

DIE LINKE

Rechtsextremismus und -​terrorismus, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit dürfen keinen Platz in 
unserer Gesellschaft haben. Es geht uns darum, Anzeichen dafür frühzeitig zu  erkennen und diese 
entschieden zu bekämpfen. Nach der Entdeckung der Mordserie des  NSU ist ein umfassender 
Reformprozess erfolgt, der u. a. die operative Ausrichtung des  Bundesamtes für Verfassungsschutz 
wesentlich verbessert hat. Jede Form einer  Schwächung des Verfassungsschutzes lehnen wir daher ab. 
Der Rechtsextremismus bleibt die größte Bedrohung für unsere offene Gesellschaft und die  Sicherheit in 
Deutschland. Ihn zu bekämpfen, ist eine Daueraufgabe. Wir müssen alles dafür  tun, damit sich solche 
furchtbaren Taten wie die des NSU und die Fehler bei der Aufklärung  nicht wiederholen. Die Befugnisse 
von Polizei und Sicherheitsbehörden müssen auch im digitalen Raum so  effektiv sein, wie sie es im 
analogen sind. Wir brauchen daher die sogenannte  Vorratsdatenspeicherung auch im Kampf gegen 
Rechtsextremisten und -​terroristen. Dort  ist sie oftmals das entscheidende Mittel, um Anschläge 
verhindern zu können. CDU und CSU setzen sich auch dafür ein, Spezialeinheiten der Polizei für „Cold 
Cases“ zu  schaffen, um ungeklärte schwere Straftaten mit möglicherweise rechtsextremistischem  
Hintergrund auf neue Ermittlungsansätze zu überprüfen. Weiterhin sollen dem Deutschen Bundestag 
künftig regelmäßig Extremismus-​Berichte der Bundesregierung vorgelegt  werden.

Für CDU und CSU hat der frühe Erwerb der deutschen Sprache Priorität. Das Beherrschen unserer Sprache ist der 
Schlüssel für gelingende Integration und gleichberechtigte Teilhabe  in Gesellschaft und Arbeitswelt. Nur so 
können Kinder, Jugendliche und Erwachsene von  Mehrsprachigkeit in Deutschland auch wirklich profitieren. Wir 
werden den Erwerb der  deutschen Sprache so früh wie möglich fördern, insbesondere durch verbindliche,  
fortlaufende und standardisierte Diagnoseverfahren. Ab einem Alter von drei Jahren  kommen verbindliche 
Sprachstands-​Tests mit qualitativ wirksamen Sprachförderangeboten  für alle Kinder hinzu. Dort, wo ein 
besonderer Sprachförderbedarf festgestellt wird, muss  eine verpflichtende, qualitativ wirksame und 
durchgehende Sprachförderung in einer  Kindertagesstätte oder Vorschule erteilt werden.  Für jedes dieser Kinder 
soll ein individueller Sprachförderplan erstellt werden, der  Förderziele, Dauer und Umfang der konkreten 
Maßnahmen neben der durchgängigen,  integrierten Sprachförderung umfasst. Jedes Grundschulkind muss 
grundsätzlich vor seiner  Einschulung der deutschen Sprache mächtig sein, um dem Unterricht von der ersten 
Klasse  an folgen zu können. Auf dieser Grundlage ist der Erwerb der Zwei- oder Mehrsprachigkeit  bzw. die 
Förderung der Herkunftssprache sinnvoll. Die Zuständigkeit für die Ausgestaltung  des herkunftssprachlichen 
Angebots liegt bei den Bundesländern.

Wir bekämpfen Demokratiefeinde auf allen Ebenen der   Gesellschaft. Doch insbesondere 
bei Beamt:innen und Angestellten im   Staatsdienst muss gewährleistet sein, dass sie fest 
auf dem Boden des   Grundgesetzes stehen. Die Beamt:innen der Sicherheitsbehörden 
üben gegenüber   den Bürger:innen das Gewaltmonopol aus. Die Bürger:innen müssen 
daher auf die   absolute Verfassungstreue vertrauen können.
     Wir wollten und wollen weiterhin eine Studie, die   verfassungsfeindliche
     Tendenzen bei der Polizei umfangreich untersucht. Nur so können wir   zielgerichtet und 
effektiv auf Missstände reagieren. Dies ist nicht nur im   Interesse der Bürger:innen, 
sondern auch im Interesse der verfassungstreuen   Beamt:innen, die nach unserer 
Einschätzung die überwältigende Mehrheit   bilden. Sie sind auf das Vertrauen in der 
Bevölkerung angewiesen und wollen   den Ruf ihres Berufsstandes verteidigt wissen.

Ja, wir GRÜNE fordern: Verfassungsfeindliche Einstellungen und   
gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit in der Polizei sollen 
wissenschaftlich   im Bund und jedem Bundesland untersucht werden. 
Dies ist längst überfällig.   Die durch das Bundesinnenministerium 
beauftragte Studie zum Polizeialltag   reicht dafür keinesfalls aus. 
Angesichts der nicht enden wollenden Serie   rechtsextremistischer 
Verdachtsfälle in der Polizei sind das mangelnde   Problembewusstsein 
und die Strategie-​Flaute der Bundesregierung verantwortungslos.   Wir 
fordern einen Beschluss der Innenministerkonferenz, in allen   
Bundesländern solche unabhängige wissenschaftliche Studien 
durchzuführen und   verfassungsfeindliche Verstöße bei der Polizei in 
Bund und Ländern   statistisch zu erfassen. Es braucht endlich klare 
politische Konsequenzen und   strukturelle Veränderungen.

Wir Freie Demokraten setzen uns für die Schaffung eines Beirats   „Innere Führung“ bei der 
Polizei ein, der Kriterien für Fehlerkultur und   Selbstreflexion in der Polizeiarbeit erarbeiten 
soll. Das Fehlverhalten   einzelner Beamtinnen und Beamter einschließlich der 
Bedingungen, die zu dem   Fehlverhalten geführt haben, müssen aufgeklärt werden. Damit 
wollen wir das   Vertrauen in die Polizei stärken. Denn die große Mehrheit der Polizistinnen  
 und Polizisten leistet eine hervorragende Arbeit. Es darf daher keinen Generalverdacht   
gegenüber unserer Polizei geben. Auch wenn die deutsche Polizeiausbildung im   
internationalen Vergleich ein hohes Niveau hat, müssen wissenschaftliche   Erkenntnisse zu 
Radikalisierung, Extremismus und Rassismus in der Ausbildung   ebenso wie die Sensibilität 
für Diskriminierung eine stärkere Rolle   spielen. Die Fraktion der Freien Demokraten im 
Deutschen Bundestag hat sich   für eine Studie ausgesprochen, die wissenschaftlich die 
Verbreitung   extremistischer und rassistischer Einstellungen in der Polizei untersucht   (BT-​
Drs. 19/23122).

Ja. Wir wollen eine möglichst breite Untersuchung 
zum Thema   struktureller Rassismus in der Polizei auf 
den Weg bringen und haben das auch   schon als 
Forderung in den Bundestag eingebracht.

Für CDU und CSU steht außer Frage, dass Rassismus überall konsequent verfolgt werden 
muss. Pauschalverurteilungen von Polizistinnen und Polizisten lehnen wir ab. Höchste  
Standards bei der Qualität der Ausbildung sorgen für ein grundsätzlich  
verantwortungsvolles Handeln. Anti-​Rassismus und Anti-​Extremismus sind feste  
Bestandteile der Ausbildung. Wir stehen fest an der Seite derjenigen, die täglich alle  
Anstrengungen unternehmen, um Sicherheit in Freiheit zu verteidigen. Polizisten genießen  
zu Recht ein besonders großes Vertrauen. Sie verdienen unseren Respekt und unsere  
Unterstützung.  4 Es gibt bereits Ombudsleute bei den Landespolizeien, den 
Kabinettsausschuss zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus sowie 
beispielsweise auch die AntiDiskriminierungsstelle des Bundes. Wir begrüßen die vom BMI 
beauftragte Studie zum  Polizeialltag. Wir müssen weiter daran arbeiten, dass die 
Fehlerkultur in der Polizei noch besser wird. Bei schwerwiegenden Verfehlungen müssen 
Kollegen wachsam sein und  handeln. Es muss rasch aufgeklärt werden, 
disziplinarrechtliche Maßnahmen müssen  ausgeschöpft und auch strafrechtliche 
Konsequenzen müssen geprüft und ggfs. ergriffen  werden.

Frage 2

Frage 3

Frage 4

Finden Sie, entsprechend der 
Empfehlung des Sachverständigenrats   

für Integration und Migration, dass 
Einbürgerungen grundsätzlich 

erleichtert   und entsprechende 
bürokratische Hürden abgebaut werden 
sollten? Wie konkret   wollen Sie welche 

Hürden abbauen?

Die SPD arbeitet für ein gleichberechtigtes Zusammenleben mit   gleichen Rechten und 
Pflichten für alle hier lebenden Menschen. Integration   ist kein Ziel, sondern ein Prozess. 

Dieser findet durch Gemeinschaft und   Wertschätzung im Alltag statt, aber eben auch 
durch die Ausstellung eines   Passes. Wir bekennen uns klar zum Prinzip der 

Mehrstaatigkeit. Daher ist die   doppelte Staatsbürgerschaft eines der zentralen Themen, sie 
stellt einen   Meilenstein auf dem Weg zu einem zeitgemäßen Staatsangehörigkeitsrecht 

dar.   Wir wollen die generelle Möglichkeit von Mehrstaatigkeit gesetzlich   verankern. Das 
gilt insbesondere auch für die erste Generation der   Einwander*innen, die unser Land 

gemeinsam mit den deutschen Kolleg*innen   wieder aufgebaut hat. Sie hat Respekt und 
Anerkennung verdient, nicht nur in   Worten, sondern institutionell.

     Darüber hinaus wollen wir bestehende Hürden bei Einbürgerungen abschaffen   und 
hierfür auch die geltende Regelaufenthaltsdauer von bisher acht Jahren   verkürzen.

Wir GRÜNE wollen, dass Menschen, die in Deutschland geboren   werden, die deutsche 
Staatsbürgerschaft erhalten sollen, wenn ein Elternteil   rechtmäßig den gewöhnlichen 
Aufenthalt in Deutschland hat. Die   Staatsangehörigkeit darf, auch als Lehre aus dem 

nationalsozialistischen   Unrecht, nicht entzogen werden. Für Menschen, die hier jahrelang 
leben und   Teil dieser Gesellschaft geworden sind, sollen Einbürgerungen früher möglich   

werden. Nach fünf Jahren Aufenthalt in Deutschland sollen alle einen Antrag   auf 
Einbürgerung stellen können. Für anerkannte Geflüchtete wollen wir ein   beschleunigtes 

und vereinfachtes Einbürgerungsverfahren. Den Optionszwang im   
Staatsangehörigkeitsrecht wollen wir abschaffen und Mehrstaatigkeit   anerkennen. Die 

vorgenommenen Aushöhlungen des Staatsangehörigkeitsrechts   wollen wir zurücknehmen 
und die Einbürgerungsverfahren entbürokratisieren.   Hindernisse bei der Identitätsklärung, 
die nicht in der Hand der   Einzubürgernden liegen, dürfen ihnen nicht angelastet werden.

Wir Freie Demokraten begreifen die Verleihung der deutschen   Staatsangehörigkeit als Ergebnis und Ziel einer 
gelungenen Integration in die   deutsche Gesellschaft. Daher müssen zur Verleihung der Staatsangehörigkeit   klare 
Kriterien erfüllt sein. Es ist für das Zusammenleben im   Einwanderungsland Deutschland wertvoll, wenn Menschen, 

die in Deutschland   geboren sind oder ihr ganzes Leben in Deutschland verbringen werden, über   eine Einbürgerung 
auch rechtlich Teil des Staatsvolkes werden.

     Das deutsche Staatsangehörigkeitsrecht sollte im Fall einer Einbürgerung   grundsätzlich auch die Mehrstaatigkeit 
zulassen. Ab der Enkelgeneration der   Ersteingebürgerten sollten sich Menschen dann für eine Staatsangehörigkeit   

entscheiden müssen, außer wenn mit dem Verlust der Aufgabe der zweiten   Staatsangehörigkeit rechtliche oder 
wirtschaftliche Nachteile verbunden sind,   sie nicht auf sie verzichten können oder es sich um die Staatsangehörigkeit 

  eines EU-​Mitgliedstaates handelt.
     Wir fordern für Einwanderinnen und Einwanderer zudem einen vereinfachten   Zugang zur deutschen 

Staatsangehörigkeit nach insgesamt vier Jahren. Eine   Niederlassungserlaubnis soll bereits nach drei Jahren gewährt 
werden, wenn   die Antragstellerin oder der Antragsteller in dieser Zeit mit gültigem   Aufenthaltstitel straffrei in 
Deutschland gelebt hat und Sprachkenntnisse   sowie die vollständige Deckung des Lebensunterhaltes auch der 

Familie   nachweisen kann. Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit soll unabhängig   vom Einwanderungsweg 
möglich sein, wenn zusätzlich ein Einbürgerungstest   absolviert und das Bekenntnis zur Rechtsordnung unseres 

Grundgesetzes   abgelegt werden. Für alle Neubürgerinnen und Neubürger wollen wir die   flächendeckende 
Durchführung von Einbürgerungsfeiern unter Verwendung der   Symbole der Bundesrepublik.

Ja. DIE LINKE befasst sich seit vielen Jahren intensiv damit,   Einbürgerung zu erleichtern und 
mit einem verfestigten Aufenthaltsstatus   politische Beteiligungsrechte zu ermöglichen. Alle 
hier geborenen Kinder und   Jugendlichen, deren Eltern dauerhaft im Land wohnen, sollen 
die deutsche   Staatsangehörigkeit erhalten und ein Recht auf Mehrstaatlichkeit haben – 
ohne   die Staatsbürgerschaft der Eltern ablegen zu müssen. Migrant*innen sollen   nach 
fünf Jahren Aufenthalt in der Bundesrepublik einen Rechtsanspruch auf   Einbürgerung 

haben. Rechtliche Hürden im Staatsangehörigkeitsgesetz wollen   wir abschaffen, wie zum 
Beispiel hohe Gebühren, Sprach- und   Einkommensanforderungen. Die Pflicht zur Aufgabe 
der bisherigen   Staatsangehörigkeit soll ebenso wie der Zwang zur Entscheidung für eine   
Staatsbürgerschaft nach Erreichen der Volljährigkeit (so genannte   Optionspflicht) entfallen 

und die Teilnahme an Staatsbürgerschaftskursen soll   freiwillig und kostenfrei sein. 
Unvereinbar finden wir die neue   Generalklausel einer "Einordnung in die deutschen   
Lebensverhältnisse". Eine gezielte Einbürgerungskampagne und eine   entsprechend 

werbende Öffentlichkeitsarbeit sollen die   Einbürgerungserleichterungen bekannt machen.

CDU und CSU stehen für eine klare Einbürgerungsperspektive für 
Zuwanderer, die schon über Jahre bei uns leben, arbeiten und gut 

integriert sind. Wir halten es für wichtig, dass gut  integrierte 
Zuwanderer mit der Einbürgerung alle staatsbürgerlichen Rechte 

und Pflichten  erhalten. Erleichterungen oder der Abbau 
bürokratischer Hürden sind nicht geplant.

Setzen Sie sich dafür ein, dass migrantische 
Perspektiven und   Perspektiven von Menschen mit 

Rassismuserfahrung in Ihrer Partei ausreichend   
repräsentiert sind? Wie konkret setzen Sie sich dafür 

ein?

Frage 5

Politische Teilhabe erschöpft sich nicht in der regelmäßigen   Teilnahme an Wahlen, sondern geht darüber deutlich 
hinaus. Die Demokratie   mitgestalten heißt auch, sich z.B. in Parteien zu engagieren, um das   Zusammenleben und den 

Zusammenhalt in der Gesellschaft zu stärken. Wir   brauchen daher aktive Demokrat*innen – ganz gleich, woher sie 
kommen, wen sie   lieben, welche Sprache sie sprechen. Eine offene und solidarische   Gesellschaft ist nur dann weiterhin 

möglich, wenn die Zugänge zur Teilhabe   für alle Bürger*innen weit geöffnet sind.
     Deshalb wollen wir ein Partizipations- und Integrationsgesetz voranbringen.   Ziel dieses Gesetzes ist es, eine Kultur der 

Anerkennung und Förderung von   Vielfalt zu festigen und jede Form von Diskriminierung, Rassismus und   
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit zu bekämpfen. Dieses Gesetz soll die   Abschaffung von Benachteiligungen und 

Bevorzugungen von allen Menschen in   Deutschland auf Grundlage des allgemeinen Gleichheitssatzes in Artikel 3 des   
Grundgesetzes garantieren und die soziale, gesellschaftliche und politische   Teilhabe der Menschen mit 

Einwanderungsgeschichte von Anfang an   fördern.
     Außerdem unterstützen wir die Forderung, einen Partizipationsrat zu   gründen. Dabei ist darauf zu achten, dass 

marginalisierte Gruppen, weitere   zivilgesellschaftliche Akteure und die Wissenschaft im Rat vertreten sind.   Der 
Partizipationsrat sollte unabhängig arbeiten und nur an seinen   gesetzlichen Auftrag gebunden sein.

Ja, wir GRÜNE wollen, dass sich vielfältige Perspektiven in   unserer Partei abbilden. Viele Menschen sind jedoch aufgrund 
von   gesellschaftlichen Verhältnissen strukturell von Ungleichbehandlung   betroffen. Deshalb haben wir als erste Partei in 

Deutschland ein   Vielfaltsstatut beschlossen   (https://www.gruene.de/artikel/beschluss-​des-​vielfaltsstatuts). Das Statut   legt 
Maßnahmen fest, um unsere Strukturen so zu gestalten, dass sie in Bezug   auf das Geschlecht, eine rassistische, 

antisemitische oder antiziganistische   Zuschreibung, die Religion und Weltanschauung, eine Behinderung oder   Erkrankung, 
das Lebensalter, die Sprache, die sexuelle Orientierung oder   geschlechtliche Identität, den sozialen oder Bildungsstatus 

oder die Herkunft   inklusiv und nicht diskriminierend wirken. Die Repräsentation von   gesellschaftlich diskriminierten oder 
benachteiligten Gruppen mindestens   gemäß ihrem gesellschaftlichen Anteil auf der jeweiligen Ebene ist unser   Ziel.
     Um diesem Ziel näher zu kommen, haben wir GRÜNE unter anderem einen   Diversitätsrat und ein Vielfaltsreferat 

eingerichtet. Außerdem unterstützen   wir das Empowerment von diskriminierten Gruppen, sowie die   
diskriminierungskritische Aus-​und Weiterbildung der Amtsträger*innen und   Führungskräfte der Partei. Im Bundesvorstand 

soll zukünftig die Rolle der*des   vielfaltspolitischen Sprecher*in eingeführt werden. Alle zwei Jahre werden   wir eine 
wissenschaftlich fundierte Evaluierung der Maßnahmen   durchführen.

     Wir wollen das Leitbild „Einheit in Vielfalt“ zur Gestaltung einer   rassismuskritischen und chancengerechten 
Einwanderungsgesellschaft gesetzlich   verankern. Damit die Perspektive und Expertise derjenigen, die von   Diskriminierung 

und struktureller Benachteiligung betroffen sind, gehört   werden, und sie als Gleichberechtigte die Möglichkeit zur vollen 
Teilhabe   erhalten, wollen wir einen Partizipationsrat, ähnlich dem Deutschen Ethikrat,   als ein gesetzlich verankertes und 
unabhängiges Gremium einführen, mit   Vertreter*innen aus der (post-)migrantischen Zivilgesellschaft, Wissenschaft   und 

Forschung, die die unterschiedlichen Dimensionen von Vielfalt   abbilden.

Als Partei der Vielfalt bieten wir Freie Demokraten vielen   Menschen mit migrantischer 
Perspektive eine politische Heimat. Wir verstehen   Vielfalt als Bereicherung und setzen uns 
für eine lebendige Partei- und   Diskussionskultur innerhalb der Freien Demokraten ein. Wir 

dulden keine   Diskriminierung aufgrund von ethnischer oder nationaler Zugehörigkeit,   
Hautfarbe, Geschlecht, Alter, Familienstand, Behinderung, Religion, sexueller   Orientierung 

oder sozialer Herkunft. Jedes Mitglied soll sich bei uns frei   und individuell entfalten 
können. Dies ist auch Teil unseres Code of   Conducts, einem Leitfaden für ein liberales 

Miteinander. Wir haben zudem   Vertrauenspersonen in den verschiedenen 
Parteigliederungen, an die sich   Personen wenden können, wenn es zu Konflikten kommt. 

Zudem unterstützt die   Bundespartei die Durchführung von Workshops im Diversity 
Management durch die   regionalen Untergliederungen der Partei.

Ja. Wir fordern eine Quote, um den Anteil von Menschen mit   Migrationsgeschichte in der 
öffentlichen Verwaltung entsprechend ihrem Anteil   an der Bevölkerung zu erhöhen. Im 

aktuellen Bundestag hat die Linke mit 18,8   Prozent den höchsten Anteil an Abgeordneten 
mit Migrationshintergrund. Der   Parteivorstand hat sich darüber hinaus im laufenden Jahr 

auf eine ganze Reihe   von Maßnahmen geeinigt, um DIE LINKE als migrantische und 
antirassistische   Partei zu stärken.

Frage 6

Werden Sie sich dafür einsetzen, dass 
Visa aus der Türkei für bestimmte 
Anlässe wie touristische Zwecke, 

Familienbesuche und Ausbildung/   
Studium erleichtert werden?

Die SPD ist nach wie vor dafür, dass die Visavergabe erleichtert   wird – wenn die 
Bedingungen dafür erfüllt sind. Die Visaliberalisierung mit   der Türkei ist seit vielen 
Jahren ein Thema, das in die Zuständigkeit der EU   fällt. Auch in diesem Jahr fanden 

wieder Gespräche zwischen der EU und der   Türkei über eine verstärkte 
Zusammenarbeit statt. Voraussetzung für die   Visaerleichterungen bleibt allerdings, 

dass die Türkei alle Bedingungen des   Ende 2013 vereinbarten Fahrplans zur 
Visaliberalisierung erfüllt. Dies ist   leider bis heute nicht der Fall. Es bestehen nach wie 
vor Defizite u. a. beim   Datenschutz und der Anpassung der Terrorgesetzgebung. Die 

türkische Regierung   ist daher weiterhin dringend aufgefordert, die von ihr 
eingegangenen   Verpflichtungen zu erfüllen, damit die EU die Visaliberalisierung 

umsetzen   kann.

Wir GRÜNE treten dafür ein, dass gerade Visa zum   
Verwandtenbesuch leichter erteilt werden. An deutschen 
und europäischen   Botschaften braucht es daher mehr 

Personal und die Möglichkeit, digital   Anträge zu stellen, um 
die Wartezeiten für Visa für Familienangehörige aber   auch 

Besuchsvisa zu verkürzen. Im Bereich der Studienvisa wollen 
wir die   Anerkennung von ausländischen Berufsabschlüssen 

vereinfachen und die   Visavergabe für Studierende 
beschleunigen.

Ja. Die Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag   hat im Rahmen 
ihres Antrags „Konsequenzen aus den Angriffen auf   Menschenrechte und 

Rechtsstaatlichkeit in der Türkei ziehen -   Beitrittsprozess beenden und 
Zivilgesellschaft stärken“ dafür ausgesprochen,   einzelnen Gruppen, die für den 

interkulturellen Austausch von besonderer   Bedeutung sind, wie bspw. Studierende, 
Forschende und Kunstschaffende,   Visaerleichterungen zu gewähren (BT-​Drs. 

19/30877). Gleichzeitig ist für die   Freien Demokraten klar, dass konkrete Fortschritte 
der Türkei im Bereich   Menschen und Bürgerrechte belohnt werden sollen, indem 

beispielsweise   Verhandlungen über Visa-​Erleichterungen geführt werden.

Ja. DIE LINKE setzt sich für eine umfassende Visaliberalisierung 
  ein und hat in der Vergangenheit mehrfach auf die 

unhaltbaren Zustände bei   der Visavergabe wie zu lange 
Wartezeiten im Visumverfahren und den Einsatz   externer 

Dienstleister aufmerksam gemacht. Den Zugang für 
ausländische   Studierende wollen wir vereinfachen. Den 

Verein uni-​assist e. V. wollen wir   in eine Anstalt öffentlichen 
Rechts überführen, die der Bund finanziert.

CDU und CSU haben auf Bundes- und Landesebene 
integrationspolitische Gremien und Netzwerke eingerichtet, damit 

migrantische Perspektiven in unsere programmatische  Arbeit 
einfließen. CDU und CSU ist es ein wichtiges Anliegen, dass 

Bürgerinnen und Bürger  mit Migrationsgeschichte die gleichen 
Chancen politischer und sozialer Teilhabe haben.

Die Türkei ist von großer strategischer und wirtschaftlicher 
Bedeutung für Deutschland und die Europäische Union. Zudem 

sind unsere Länder vor allem durch Kontakte der Menschen  
eng miteinander verbunden. Wir wollen deshalb weiter eng mit 
der Türkei  zusammenarbeiten und setzen auf einen offenen, 

kritischen und konstruktiven Dialog mit  der türkischen 
Regierung. Wir wollen, dass Deutschland weiter die bilateralen 
Beziehungen  und die zivilgesellschaftliche Vielfalt in der Türkei 

stärkt. Visaerleichterungen sind zurzeit  nicht geplant.

In sozioökonomisch starken Wohngegenden gibt es 
eine hohe   Dichte, in sozioökonomisch schwachen 
Gegenden einen Mangel an Hausarztpraxen.   Was 
planen Sie, gegen diese nach sozioökonomischen 

Kriterien ungleiche   Verteilung von Hausarztpraxen zu 
tun?

Frage 7

Eine generell wohnortnahe gesundheitliche Versorgung ist eine   zentrale Herausforderung der Gegenwart und Zukunft, gerade in 
ländlichen und   strukturschwachen Regionen. Dies ist auch ein Grund, warum wir in der   vergangenen Wahlperiode eine strukturelle 

Weiterentwicklung der   Bedarfsplanung auf den Weg gebracht haben, die vom G-​BA durch eine Anpassung   der besagten 
Bedarfsplanungsrichtlinie auch fristgerecht umgesetzt   wurde.

     Die Bedarfsplanung definiert die Verhältniszahlen nach Facharztgruppen und   liegt in der Verantwortung der gemeinsamen 
Selbstverwaltung von Krankenkassen   und Vertragsärzt:innen.

     Der Gemeinsame Bundesausschuss als untergesetzlicher Normengeber gestaltet   mit hoher Expertise und unter Rechtsaufsicht des 
BMG unser Gesundheitssystem   fachlich unabhängig mit.

     Die Frage der Nachbesetzung vorhandener Arztsitze schon bei drohender   Unterversorgung oder die Schaffung neuer Sitze wurden 
auf unser Drängen hin   in den vergangenen Jahren mehrfach flexibilisiert und erweitert. Die Entscheidung   der Zulassungsausschüsse 
folgt mittlerweile einem weiten Rahmen, der den   Ausschuss berechtigt, von starren Verhältniszahlen bei regionalen   Besonderheiten 

abzuweichen.
     Aber auch Frage der Barrierefreiheit, Kultursensibilität und Sprachkompetenz   werden in die Entscheidung für eine Nachbesetzung 

mit einbezogen.
     Eine gute Kooperation zwischen ambulanter und stationärer Versorgung   schafft zusätzliche Kapazitäten und bringt gleichzeitig eine 

gute   Behandlungsqualität. Eine bessere Verzahnung der verschiedenen   Versorgungsangebote ist vor allem über die nach wie vor 
bestehenden   Sektorengrenzen hinweg erforderlich. Deshalb haben wir auch dafür gesorgt,   dass Ermächtigungen zur Teilnahme an 

der ambulanten Versorgung durch   Krankenhäuser weiter flexibilisiert wurde.
     Die SPD setzt sich langfristig dafür ein, dass die dringend notwendigen   Anreize geschaffen werden, um die sektorenübergreifende 

Versorgung im Sinne   einer patienten- und bedarfsorientierten Versorgung zu entwickeln. Dazu zählt   mittelfristig auch die 
Entwicklung eines einheitlichen,   sektorenübergreifenden Vergütungssystems und einer gemeinsamen   Bedarfsplanung. Wir 
brauchen eine noch stärkere Öffnung von Krankenhäusern   für ambulante, teambasierte und interdisziplinäre Formen der 

Versorgung.

Um die Versorgung in sozioökonomisch benachteiligen Regionen zu   verbessern, wollen wir 
GÜRNE patientenfreundlichere Versorgungsangebote   fördern. Dazu gehören etwa 

Gesundheitszentren. Diese haben für die   Patient*innen den Vorteil kurzer Wege. Hier 
können Pflegekräfte,   Therapeut*innen sowie Hausärzt*innen Hand in Hand 

zusammenarbeiten. Solche   Gesundheitszentren haben überdies den Vorzug, dass hier 
anders als in der   isolierten Einzelarztpraxis familienfreundliche Arbeitszeiten umsetzbar 
sind.   Zu Arbeitsbedingungen, die eine Tätigkeit in strukturschwachen Regionen   attraktiv 

machen können, gehören im Übrigen auch Vergütungsanreize. Auch die   in manchen 
Bundesländern praktizierte "Landarztquote" kann dazu   beitragen, die Versorgung in 

diesen Regionen zu verbessern. Dazu muss sie so   verändert werden, dass sie nicht nur 
strukturschwache ländliche Räume,   sondern auch soziökonomisch benachteiligte urbane 

Räume umfasst.
Wir wollen allen Menschen eine wohnortnahe und qualitativ   hochwertige medizinische 
Versorgung sichern. Zugleich wollen wir die Chancen   des medizinischen und digitalen 
Fortschritts nutzen und das Gesundheitssystem   an die demographische Entwicklung 
anpassen. Dabei sprechen wir uns   grundsätzlich für die Niederlassungsfreiheit der 

Ärztinnen und Ärzte aus.

Trotz hoher durchschnittlicher Arztdichte müssen nicht nur in   ländlichen Regionen teils 
lange Wege und lange Wartezeiten in Kauf genommen   werden. DIE LINKE tritt für eine 

gute, flächendeckende, barrierefreie und   bedarfsdeckende gesundheitliche Versorgung in 
Stadt und Land ein. Kriterien   für eine gute gesundheitliche Versorgung müssen sein: 

Wohnortnähe und   Erreichbarkeit mit ÖPNV, kurze Wartezeiten auf einen Termin und eine 
gute   Notfallversorgung, Barrierefreiheit und Altersgerechtigkeit. Wir unterstützen   

Modellprojekte für neue Versorgungsformen, wie die bestehenden und   entstehenden 
Stadtteilgesundheitszentren und Polikliniken. Damit sie ihren   Anspruch an eine integrierte, 

multiprofessionelle und sozialraumorientierte   Versorgung umsetzen können, setzen wir 
uns für die Einführung einer neuen   Form von Leistungserbringung im Sozialgesetzbuch 

ein.
     Regionale Versorgungszentren sollen mittelfristig zum Rückgrat der   wohnortnahen 
Gesundheitsversorgung werden. Sie sollen sowohl ambulante als   auch akutstationäre, 

notfallmedizinische, psychotherapeutische,   (gemeinde-)pflegerische und weitere 
therapeutische Behandlungen in einer   Region koordinieren und als zentrale Anlaufstelle 

für alle Patient*innen   dienen. So wollen wir eine Versorgung aus einer Hand und ein   
berufsübergreifendes Arbeiten mit familienfreundlichen Arbeitszeiten fördern.

Frage 8

Finden Sie, entsprechend qualifizierte   
Migrant*innenselbstorganisationen, die 

bereits erfolgreiche   
wohlfahrtspflegerische Dienstleistungen 
anbieten, sollten den Organisationen   
der etablierten Wohlfahrtsverbände 

gleichgestellt werden?

Migrant:innenselbstorganisationen (MSO) erbringen einen   wichtigen Teil 
wohlfahrtspflegerischer Dienstleistungen in Deutschland. Sie   agieren flexibel, 

zielgruppennah und besitzen ein besonderes Verständnis für   die Biographien und die 
Lebenssituation ihrer Klientel.

     Damit die MSO ihre Angebote aufrechterhalten und weiterentwickeln können,   wollen 
wir sie auch weiterhin gezielt fördern und Zugänge zu bestehenden   Finanzierungswegen 

für soziale Dienstleistungen ermöglichen.
     Wir wollen die große Bandbreite an Angeboten durch MSO auch in Zukunft   bestmöglich 
unterstützen. Sie sollen von Bund, Ländern und Kommunen verstärkt   mit finanziellen und 
personellen Ressourcen ausgestattet und bereits in die   Konzeptionsphase eingebunden 

werden.

Der Bedarf an kultur- und religionssensiblen sozialen Diensten   für Muslim*innen nimmt 
zu. Die Bundesregierung hat das Thema bereits 2015 auf   die Agenda der Deutschen Islam 

Konferenz (DIK) gesetzt, aber nicht geliefert.   Bislang haben sich keine nachhaltigen 
Strukturen etabliert und es fehlt neben   den christlichen und jüdischen Trägern ein 

muslimischer Spitzenverband.   Aufgrund des wachsenden Bedarfs ist diese Lücke für viele 
Menschen besonders   in sensiblen Lebenssituationen von existenzieller Tragweite. Das 
fangen   bislang vor allem einzelne Moscheegemeinschaften durch häufig ehrenamtlich   
Mitarbeitende auf. Der Bedarf kann dadurch aber nicht gedeckt werden.   Muslimische 

Verbände und Expert*innen haben sich im Rahmen der DIK darüber   ausgetauscht, wie 
eine islamische Wohlfahrtspflege in der Bundesrepublik   etabliert werden kann. Die 

Bundesregierung hat den Bedarf des Ausbaus der   muslimischen Wohlfahrtspflege zwar 
erkannt, räumt der Thematik aber keine   Priorität ein.

Neutral

Ja. Wir setzen uns dafür ein, dass migrantische Verbände und die   
Migrant*innenorganisationen, die selbst verwaltete Beratungsangebote   anbieten, durch 
ein Strukturfördergesetz stärker und dauerhaft im Bund und   Land gefördert werden. Für 
eine Gleichstellung mit den etablierten   Wohlfahrtsverbänden, werden wir uns einsetzen. 

Zivilgesellschaftliche   Gruppen, die sich u.a. gegen Rassismus, antimuslimischen Rassismus 
und für   mehr Demokratie engagieren, sowie Flüchtlingsräte, migrantische Verbände,   

selbstverwaltete Beratungsangebote und die Selbstorganisation von   Migrant*innen wollen 
wir durch ein Demokratiefördergesetz stärker und endlich   dauerhaft fördern.

Anspruch und Ziel von CDU und CSU ist eine gute medizinische Versorgung – unabhängig 
von Alter, Wohnort und Geldbeutel. Wir wollen dafür sorgen, dass alle Bürgerinnen und  

Bürger einen digitalen, wohnortnahen und möglichst barrierefreien Weg zum Beispiel zur  
Haus-, Fach-, Zahnarzt- und Notfallversorgung, zu Apotheken, Hebammen,  

Physiotherapeuten, Gesundheitshandwerken und Sanitätshäusern haben. Zusammen mit  
den Ländern werden wir 5 000 zusätzliche Studienplätze für Humanmedizin schaffen und  
gleichzeitig die Landarztquote bei der Studienplatzvergabe über die heutige Grenze von  

zehn Prozent hinaus erhöhen. Damit chronisch Kranke und ältere Patienten gut und  
kontinuierlich versorgt sind, bringen wir die Telemedizin voran und setzen ergänzend zur  

klassischen Hausarztversorgung auf den Einsatz von Gemeindeschwestern.

CDU und CSU halten das Engagement von den Migrantenselbstorganisationen und ihr 
Angebot sozialer und wohlfahrtspflegerischer Dienstleistungen für einen wichtigen Beitrag  
zum gesellschaftlichen Zusammenhalt unseres Landes. Eine Vielfalt an Trägern ist Ausdruck 

 6 einer pluralen Gesellschaft und schafft durch Wettbewerb bessere Angebote. CDU und 
CSU  halten es für wichtig, dass der Dialog über die notwendigen Schritte und 

Voraussetzungen einer gleichberechtigten Teilhabe an den wohlfahrtspflegerischen 
Strukturen fortgeführt  wird.

https://www.gruene.de/artikel/beschluss-des-vielfaltsstatuts

